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Bisherige Satzungsregelungen Neue Satzungsregelungen 

I. Allgemeine Bestimmungen I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 15 Kostenerstattung § 15 Kostenerstattung 

(1) Der Anschlussnehmer hat den Stadtwerken zu erstatten: 

1. Die Kosten der Herstellung der notwendigen Haus-

anschlüsse (§ 14 Abs. 2). 

 

 

2. Die Kosten der Unterhaltung, Erneuerung, Verände-

rung und Beseitigung der Hausanschlüsse, wenn sie von 

ihm veranlasst wurde. 

3. Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, 

Erneuerung, Veränderung und Beseitigung von weiteren, 

vorläufigen und vorübergehenden Hausanschlüssen (§ 14 

Abs. 4). Zu diesen Kosten gehören auch die Aufwen-

dungen für die Wiederherstellung des alten Zustands auf 

den durch die Arbeiten beanspruchten Flächen. 

(2) Zweigt eine Hausanschlussleitung von der Anschluss-

trommel im Hydrantenschacht ab (württ. Schachthydranten-

system), so wird der Teil der Anschlussleitung, der neben der 

Versorgungsleitung verlegt ist, bei der Berechnung der Kosten 

nach Abs. 1 unberücksichtigt gelassen. Die Kosten für die 

Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veränderung und 

Beseitigung dieser Teilstrecke tragen die Stadtwerke. 

(3) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der endgültigen 

Herstellung des Hausanschlusses, im Übrigen mit der 

Beendigung der Maßnahme. Der Erstattungsanspruch wird 

binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Abgabenbe-

scheids fällig. 

(4) Erhalten mehrere Grundstücke eine gemeinsame 

Hausanschlussleitung, so ist für die Teile der Anschlussleitung, 

die ausschließlich einem der beteiligten Grundstücke dienen, 

allein der Eigentümer bzw. Erbbauberechtigte des betreffenden 

Grundstücks ersatzpflichtig. Soweit Teile der Hausanschluss-

leitung mehreren Grundstücken gemeinsam dienen, sind die 

Eigentümer bzw. Erbbauberechtigten der beteiligten 

Grundstücke als Gesamtschuldner ersatzpflichtig. 

 

(1) Der Anschlussnehmer hat den Stadtwerken zu erstatten: 

1. Die Kosten der Herstellung der notwendigen Haus-

anschlüsse (§ 14 Abs. 2). Die Stadtwerke stellen die für den 

erstmaligen Anschluss eines Grundstücks notwendigen 

Grundstücksanschlüsse bereit; diese Kosten sind durch 

den Wasserversorgungsbeitrag (§ 36) abgegolten. 

2. Die Kosten der Unterhaltung, Erneuerung, Verände-

rung und Beseitigung der Hausanschlüsse, wenn sie von 

ihm veranlasst wurde. 

3. Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, 

Erneuerung, Veränderung und Beseitigung von weiteren, 

vorläufigen und vorübergehenden Hausanschlüssen (§ 14 

Abs. 4). Zu diesen Kosten gehören auch die Aufwen-

dungen für die Wiederherstellung des alten Zustands auf 

den durch die Arbeiten beanspruchten Flächen. 

(2) Zweigt eine Hausanschlussleitung von der Anschluss-

trommel im Hydrantenschacht ab (württ. Schachthydranten-

system), so wird der Teil der Anschlussleitung, der neben der 

Versorgungsleitung verlegt ist, bei der Berechnung der Kosten 

nach Abs. 1 unberücksichtigt gelassen. Die Kosten für die 

Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veränderung und 

Beseitigung dieser Teilstrecke tragen die Stadtwerke. 

(3) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der endgültigen 

Herstellung des Hausanschlusses, im Übrigen mit der 

Beendigung der Maßnahme. Der Erstattungsanspruch wird 

binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Abgabenbe-

scheids fällig. 

(4) Erhalten mehrere Grundstücke eine gemeinsame 

Hausanschlussleitung, so ist für die Teile der Anschlussleitung, 

die ausschließlich einem der beteiligten Grundstücke dienen, 

allein der Eigentümer bzw. Erbbauberechtigte des betreffenden 

Grundstücks ersatzpflichtig. Soweit Teile der Hausanschluss-

leitung mehreren Grundstücken gemeinsam dienen, sind die 

Eigentümer bzw. Erbbauberechtigten der beteiligten 

Grundstücke als Gesamtschuldner ersatzpflichtig. 
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§ 27 Beitragsschuldner § 27 Beitragsschuldner 

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe 

des Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstücks ist. 

 

(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist 

der Erbbauberechtigte an Stelle des Eigentümers beitrags-

pflichtig. Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner; bei 

Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- 

und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil 

beitragspflichtig. 

(3) Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Wohnungs- oder 

Teileigentum im Eigentum mehrerer Personen zur gesamten 

Hand, ist die Gesamthandsgemeinschaft beitragspflichtig. 

 

1) Beitragsschuldner bzw. Schuldner der Vorauszahlung ist, 

wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides 

Eigentümer des Grundstücks ist. 

(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist 

der Erbbauberechtigte an Stelle des Eigentümers beitrags-

pflichtig. Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner; bei 

Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- 

und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil 

beitragspflichtig. 

(3) Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Wohnungs- oder 

Teileigentum im Eigentum mehrerer Personen zur gesamten 

Hand, ist die Gesamthandsgemeinschaft beitragspflichtig. 

§ 33 Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, 
für die ein Bebauungsplan die Höhe baulicher Anlagen 
festsetzt 

§ 33 Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, 
für die ein Bebauungsplan die Höhe baulicher Anlagen 
festsetzt 

(1) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen 

Nutzung nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine 

Baumassenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen 

in Gestalt der maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt 

als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der 

baulichen Anlage geteilt durch 

1. 3,0 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungs-

gebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), allgemeine 

Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhaus-

gebiete und besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten 

Gebiete und 

2. 4,0 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), 

Mischgebiete (MI), Urbane Gebiete (MU), Kerngebiete 

(MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (GI) und 

sonstige Sondergebiete (SO) festgesetzten Gebiete. 

 

Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei 

Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle 

Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 

0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet 

werden. 

(2) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen 

Nutzung nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine 

Baumassenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen 

in Gestalt der maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der 

senkrechten, traufseitigen Außenwand mit der Dachhaut)) fest, 

Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung 

nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine 

Baumassenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen 

in Gestalt der maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt 

als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der 

baulichen Anlage geteilt durch 

1. 3,0 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungs-

gebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), allgemeine 

Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhaus-

gebiete und besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten 

Gebiete und 

2. 4,0 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), 

Dörfliche Wohngebiete (MDW), Mischgebiete (MI), Urbane 

Gebiete (MU), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), 

Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) 

festgesetzten Gebiete. 

Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei 

Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle 

Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 

0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet 

werden. 

(2) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen 

Nutzung nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine 

Baumassenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen 

in Gestalt der maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der 

senkrechten, traufseitigen Außenwand mit der Dachhaut)) fest, 
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so gilt als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe 

der baulichen Anlage geteilt durch 

1. 2,7 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungs-

gebiete (WS), reine Wohngebiete (WR) allgemeine 

Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhaus-

gebiete und besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten 

Gebiete und 

2. 3,5 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), 

Mischgebiete (MI), Urbane Gebiete (MU), Kerngebiete 

(MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (GI) und 

sonstige Sondergebiete (SO) festgesetzten Gebiete. 

 

Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei 

Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle 

Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 

0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet 

werden. 

(3) Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebauungsplan 

festgesetzte Höhe baulicher Anlagen genehmigt, so ist diese 

gemäß Abs. 1 oder 2 in eine Geschosszahl umzurechnen. 

(4) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse 

oder einer Baumassenzahl sowohl die zulässige Firsthöhe als 

auch die zulässige Traufhöhe der baulichen Anlage aus, so ist 

die Firsthöhe gem. Abs. 1 und 3 in eine Geschosszahl 

umzurechnen. 

 

so gilt als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe 

der baulichen Anlage geteilt durch 

1. 2,7 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungs-

gebiete (WS), reine Wohngebiete (WR) allgemeine 

Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhaus-

gebiete und besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten 

Gebiete und 

2. 3,5 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), 

Dörfliche Wohngebiete (MDW), Mischgebiete (MI), Urbane 

Gebiete (MU), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), 

Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) 

festgesetzten Gebiete. 

Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei 

Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle 

Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 

0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet 

werden. 

(3) Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebauungsplan 

festgesetzte Höhe baulicher Anlagen genehmigt, so ist diese 

gemäß Abs. 1 oder 2 in eine Geschosszahl umzurechnen. 

(4) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse 

oder einer Baumassenzahl sowohl die zulässige Firsthöhe als 

auch die zulässige Traufhöhe der baulichen Anlage aus, so ist 

die Firsthöhe gem. Abs. 1 und 3 in eine Geschosszahl 

umzurechnen. 

§ 39 Ablösung § 39 Ablösung 

(1) Die Stadtwerke können, solange die Beitragsschuld noch 

nicht entstanden ist, mit dem Beitragsschuldner die Ablösung 

des Wasserversorgungsbeitrages vereinbaren. 

(2) Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe der 

voraussichtlich entstehenden Beitragsschuld; die Ermittlung 

erfolgt nach den Bestimmungen dieser Satzung. 

(3) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 

 

(1) Die Stadtwerke können, solange die Beitragsschuld noch 

nicht entstanden ist, mit dem Beitragsschuldner die Ablösung 

des Wasserversorgungsbeitrages (Teilbetrags) vereinbaren. 

(2) Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe der 

voraussichtlich entstehenden Beitragsschuld; die Ermittlung 

erfolgt nach den Bestimmungen dieser Satzung. 

(3) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
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§ 42 Grundgebühr § 42 Grundgebühr 

Die Grundgebühr wird gestaffelt nach der Zählerart und -größe 

erhoben. Sie beträgt bei Wasserzählern mit einem Dauer-

durchfluss (Q3) von: 

a) Hauswasserzähler 

Q3 4 =  4,50 € / Monat 

Q3 10 = 7,53 € / Monat 

Q3 16 = 11,33 € / Monat 

b) Großwasserzähler 

- Flanschenzähler 

Q3 25 = 45,85 € / Monat 

Q3 63 = 69,48 € / Monat 

- Verbundzähler 

Q3 25 =  42,49 € / Monat 

Q3 63 =  70,76 € / Monat 

Q3 100 =  91,66 € / Monat 

Q3 250 =  181,82 € / Monat 

- Ultraschallzähler 

Q3 10 = 2 0,58 € / Monat 

Q3 16 =  26,84 € / Monat 

Bei Bauwasserzählern oder sonstigen beweglichen Wasser-

zählern entfällt die Grundgebühr. 

(2) Bei der Berechnung der Grundgebühr wird der Monat, in 

dem der Wasserzähler erstmals eingebaut oder endgültig 

ausgebaut wird, je als voller Monat gerechnet. 

(3) Wird die Wasserlieferung wegen Wassermangels, 

Störungen im Betrieb, betriebsnot-wendiger Arbeiten oder aus 

ähnlichen, nicht vom Anschlussnehmer zu vertretenden 

Gründen länger als einen Monat unterbrochen, so wird für die 

Zeit der Unterbrechung (abgerundet auf volle Monate) keine 

Grundgebühr berechnet. 

 

Die Grundgebühr wird gestaffelt nach der Zählerart und -größe 

erhoben. Sie beträgt bei Wasserzählern mit einem Dauer-

durchfluss (Q3) von: 

a) Hauswasserzähler 

Q3 4 =  6,50 € / Monat 

Q3 10 = 13.26 € / Monat 

Q3 16 = 20,27 € / Monat 

b) Großwasserzähler 

- Flanschenzähler 

Q3 25 = 46,00 € / Monat 

Q3 63 = 87,60 € / Monat 

- Verbundzähler 

Q3 25 =   57,35 € / Monat 

Q3 63 = 103,46 € / Monat 

Q3 100 = 141,57 € / Monat 

Q3 250 = 307,84 € / Monat 

- Ultraschallzähler 

Q3 10 = 28,28 € / Monat 

Q3 16 = 37,09 € / Monat 

Bei Bauwasserzählern oder sonstigen beweglichen Wasser-

zählern entfällt die Grundgebühr. 

(2) Bei der Berechnung der Grundgebühr wird der Monat, in 

dem der Wasserzähler erstmals eingebaut oder endgültig 

ausgebaut wird, je als voller Monat gerechnet. 

(3) Wird die Wasserlieferung wegen Wassermangels, 

Störungen im Betrieb, betriebsnot-wendiger Arbeiten oder aus 

ähnlichen, nicht vom Anschlussnehmer zu vertretenden 

Gründen länger als einen Monat unterbrochen, so wird für die 

Zeit der Unterbrechung (abgerundet auf volle Monate) keine 

Grundgebühr berechnet. 
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§ 43 Verbrauchsgebühren § 43 Verbrauchsgebühren 

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach der gemessenen 

Wassermenge (§ 44) berechnet. Die Verbrauchsgebühr beträgt 

je m³ 1,82 €. 

(2) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher 

Wasserzähler verwendet, beträgt die Verbrauchsgebühr je m³ 

2,12 €. 

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach der gemessenen 

Wassermenge (§ 44) berechnet. Die Verbrauchsgebühr beträgt 

je m³ 2,37 €. 

(2) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher 

Wasserzähler verwendet, beträgt die Verbrauchsgebühr je m³ 

2,68 €. 
 

 
 


